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Die Handelsbeziehungen der Nachfolgestaaten
der Sowjetunion
Von der regionalen Desintegration zur weltwirtschaftlichen
Integration?
von Rolf J. Langhammer und Matthias Lücke
AUS DEM INHALT
Vor dem Reformprozeß hatte sich die Sowjetunion weitgehend vom Weltmarkt abgekop-
pelt. Gleichzeitig gab es ein eng geknüpftes Netz interregionaler Lieferverflechtungen über
die Grenzen der Republiken hinweg. Die regionalen Unterschiede in der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit wurden durch umfangreiche direkte und indirekte Transfers ausgegli-
chen, vor allem durch den Export unterbewerteter Rohstoffe aus Rußland in die meisten
übrigen Republiken.
Mit der politischen Desintegration traten Eigeninteressen der ehemaligen Sowjetrepubliken
in den Vordergrund. Die direkten Transfers entfielen sofort. Die Nettoimporte der meisten
Nachfolgestaaten aus Rußland wurden in begrenztem Maße noch durch Kredite, nicht aber
durch unentgeltliche Übertragungen finanziert. Gleichzeitig wurden die Preise im zwischen-
staatlichen Handel dem Weltmarktniveau angepaßt. Die dramatisch verschärften Zahlungs-
probleme führten zu einem Einbruch im Handel zwischen den Nachfolgestaaten und zur
Auflösung der Rubelzone.
Dieser Zusammenbruch beeinflußte auch das Volumen und die Struktur des Handels der
Nachfolgestaaten mit Drittländern. Die Risse im hoch arbeitsteiligen Bezugs- und Liefernetz
der Nachfolgestaaten untereinander schränkten die Wettbewerbsfähigkeit auf Drittmärk-
ten ein. Exportiert werden mittlerweile meist nur noch Rohstoffe und rohstoffnahe Güter,
bei deren Produktion man weitgehend ohne Vorleistungen aus den anderen Nachfolgestaa-
ten auskommt.
Drei Jahre nach der Auflösung der Sowjetunion ist der regionalen Desintegration noch keine
weltwirtschaftliche Integration gefolgt. Die Gründe hierfür liegen vornehmlich bei den Nach-
folgestaaten selbst, die eine vielfach inkonsistente Transformationspolitik betreiben. Aber
auch die OECD-Staaten erschweren die weltwirtschaftliche Integration, indem sie den Ex-
porten der Nachfolgestaaten handelspolitische Barrieren — vor allem in Form von Antidum-
pingverfahren und Importquoten — in den Weg stellen.
Vieles spricht dafür, daß in der nahen Zukunft weiterhin Rohstoffexporte das Angebot der
Nachfolgestaaten prägen werden, auch wenn im Hochtechnologiebereich und bei arbeits-
intensiven Konsumgütern, wie Textilien, vereinzelt Marktchancen genutzt werden dürften.
Zentraler Engpaß für eine Diversifizierung der Exporte wird weiterhin für alle Nachfolge-
staaten die Finanzierung eines neuen Sachkapitalstocks sein. Erzeugnisse, die mit Hilfe
der alten rohstoff- undenergieintensiven Produktionsanlagen erstellt werden, dürften nur
noch auf wenigen Märkten (beispielsweise China) und auch dort nur noch für kurze Zeit
wettbewerbsfähig sein.
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ISSN 0455 - 0420I. Einleitung
Der Zusammenbruch der Sowjetunion und der
dort herrschenden Kommandowirtschaft führte
zu einer wirtschaftlichen Desintegration, für die
es in der jüngeren Geschichte kaum andere Bei-
spiele gibt. Lag der Anteil der Sowjetunion am
Weltexport in den achtziger Jahren noch bei
rund 3,5 vH, so konnten die Nachfolgestaaten
1993 nur noch 1 vH der Weltexporte auf sich
vereinigen; der Rückgang der Lieferungen an
die früheren RGW-Mitgliedstaaten schlug dabei
besonders stark zu Buche. Auch zwischen den
einzelnen Nachfolgestaaten verminderten sich
die Handelsströme — teilweise sogar drastisch.
Dieser Einbruch ist nur zu verstehen, wenn
man die Erblast kennt, die die Sowjetunion ih-
ren Nachfolgestaaten hinterlassen hat. Diese
Erblast wird in Kapitel II dokumentiert. Im
Vordergrund stehen dabei die Verzerrungen der
räumlichen Produktivitätsstruktur, vor allem
die weitgehende Abkoppelung von den Welt-
märkten und die übermäßige gegenseitige Ver-
flechtung der Sowjetrepubliken untereinander.
Außerdem wird die Zahlmeisterrolle dokumen-
tiert, die Rußland in dem sowjetischen System
übernommen hatte, indem es andere Sowjetre-
publiken sowohl durch direkte Budgetzuwei-
sungen als auch indirekt durch subventionierte
Exporte und die Akzeptanz überhöhter Import-
preise unterstützte.
In Kapitel III wird, soweit es das Berichts-
system noch gestattet, der Zusammenbruch des
innersowjetischen Handels dargestellt und in
einen Zusammenhang mit der Weigerung Ruß-
lands gebracht, die Zahlmeisterrolle weiterhin
uneingeschränkt zu übernehmen. Gezeigt wird
auch, daß die drastischen Einschränkungen der
Kreditvergabe Rußlands und die damit einher-
gehende Auflösung der Rubelzone nicht allein
die reale und monetäre Desintegration auf dem
Gebiet der früheren Sowjetunion beschleunig-
ten, sondern auch Konsequenzen für Volumen
und Struktur des Exportangebots aller Nachfol-
gestaaten auf dem Weltmarkt hatten. Darüber
hinaus wird in diesem Kapitel untersucht,
warum Versuche einiger Nachfolgestaaten, eine
autonome Währungs- und Geldpolitik zu ver-
folgen und sich damit vom bislang wenig er-
folgreichen Stabilisierungskurs Rußlands zu lö-
sen, rasch in eine Sackgasse gerieten und sogar
höhere Inflationsraten zur Folge hatten als in
Rußland.
Eine wirtschaftspolitisch brennende Frage
ist, wie die Desintegration gestoppt und in ei-
nen weltwirtschaftlichen Integrationsprozeß
überführt werden kann. In Kapitel IV wird zu-
nächst eine Reihe von Barrieren dargestellt, die
auf Seiten der Nachfolgestaaten selbst, aber
auch auf Seiten der westlichen Industrieländer
einem solchen Integrationsprozeß noch entge-
genstehen. In Kapitel V werden dann verschie-
dene mögliche Spezialisierungsmuster bei der
Integration der Nachfolgestaaten in die Welt-
wirtschaft skizziert. Das Schlußkapitel faßt die
Ergebnisse zusammen.
II. Die wirtschaftliche Erblast der Sowjetunion
1. Weitgehende Abkoppelung von
den Weltmärkten
Folgt man sowjetischen Statistiken, die nach
der Auflösung der UdSSR rekonstruiert wurden
(Illarionov, 1994, S. 81),
1 so wickelten die Re-
publiken (mit Ausnahme Rußlands) Ende der
achtziger Jahre jeweils 79 vH und mehr ihres
Handels mit anderen Sowjetrepubliken ab; dies
war deutlich mehr als der Anteil der Exporte
von EU-Mitgliedsländern in andere Länder der
Gemeinschaft (Tabelle 1). Auch im Vergleich
mit Kanada, einer anderen föderal strukturierten
Einheit, weisen die Sowjetrepubliken einen ho-
hen Anteil an innerstaatlichem Handel aus:
Während er für die kanadischen Provinzen im
Durchschnitt lediglich 44 vH (1984) ausmach-
te, lag er für die Sowjetrepubliken bei durch-
schnittlich 72 vH (1988).Tabelle 1—Binnenmarktorientierung der früheren

























































































aUdSSR: 1988; EG: 1990; Kanada: 1984. Durchschnitte sind gewichtet
mit Handelsströmen und BIP bzw. Nettomaterialprodukt der einzelnen
Teüregionen. — Durchschnittswerte.
Quelle: Eigene Berechnungen nach Odling-Smee (1992,
S. 37).
Die Isolation vom außersowjetischen Markt
(einschließlich der anderen RGW-Staaten) und
die außerordentlich enge Vernetzung mit den
anderen Republiken entsprachen der Logik ei-
ner zentralen Planung, in der Liefer- und Be-
zugsnetze zwischen Unternehmen so detailliert
wie in keiner anderen Zentralverwaltungswirt-
schaft festgelegt wurden. Während der Zen-
tralplan der UdSSR rund 25 Mill. einzelne Wa-
renpositionen umfaßte, waren es beispielsweise
in China lediglich 1 200 (Sachs, Wing Thye
Woo, 1994).
2
Angesichts einer derartig engen Vernetzung
wie in der Sowjetunion ist auch ein besonders
hohes Niveau intraindustrieller Spezialisierung
zwischen den Republiken zu erwarten. Stati-
stisch läßt sich eine solche Beziehung wegen
unzureichender Disaggregation der Industrie-
und Handelsstatistiken allerdings schwer nach-
weisen. Auf der Ebene von Industriebranchen
zeigen sich keine einheitlichen Ergebnisse
(Brown, Ickes und Rhyterman, 1993; Lücke,
1994). Schlüsse auf hohe Spezialisierung lassen
sich lediglich aus Einzelbeobachtungen ziehen,
die zeigen, daß einem einzigen Unternehmen in
einigen Fällen nahezu die gesamte Versorgung
der UdSSR mit einem bestimmten Erzeugnis
oblag (Sagers, Heleniak und Dunlop, 1991, S.
190) und daß Transportkosten gerade bei der
Einbindung der peripher gelegenen zentralasia-
tischen Staaten in das Liefer- und Bezugsnetz
keine entscheidende Rolle spielten (Pomfret,
1993).
Sektorale Spezialisierungsmuster einzelner
Republiken bildeten sich vielfach auf der Basis
verfügbarer natürlicher Ressourcen und anderer
Produktionsfaktoren heraus (Langhammer,
1992, Tabelle 3; Lücke, 1992). So fiel Rußland
die zentrale Rolle des dominierenden Energie-
anbieters zu, während sich die kaukasischen
Staaten auf die Textil- und Nahrungsmittelin-
dustrie konzentrierten. In der Ukraine hatte ne-
ben der traditionellen Schwerindustrie auch die
Zuckerproduktion besondere Bedeutung, wäh-
rend in Moldawien dem Nahrungsmittelbereich
eine führende Rolle zukam (OECD, 1994). Die
baltischen Staaten und Weißrußland avancier-
ten zu Standorten für Konsum- und Chemiegü-
ter, die zentralasiatischen Staaten lieferten mi-
neralische und agrarische Rohstoffe und nah-
men deren erste Veredlung vor.
2. Zwischenrepublikanische Trans-
ferströme als Instrumente zur Sta-
bilisierung eines hohen internen
Integrationsniveaus
In einer Währungs- und Wirtschaftsunion wie
der früheren UdSSR sind nominale Wechsel-
kursänderungen zwischen nationalen Währun-
gen nicht möglich. Ändern sich Faktorknapp-
heiten zwischen den Unionsmitgliedern bei-
spielsweise als Folge eines exogenen realen
Schocks, der die Mitglieder in unterschiedlicher
Weise trifft, so läßt sich ein hoher Integra-tionsstand zwischen den Mitgliedern nur dann
aufrechterhalten, wenn entweder eine sehr hohe
Flexibilität und regionale Spreizung in den
Reallöhnen und/oder unterschiedliche regionale
Beschäftigungsgrade für die Produktionsfakto-
ren zugelassen und verteidigt werden. Alterna-
tiv müssen diejenigen Mitglieder innerhalb der
•Union, deren Terms of Trade sich gegenüber
anderen Mitgliedern verbessern, bereit sein, ein
Handels- und Dienstleistungsbilanzdefizit ande-
rer Unionsmitglieder zu finanzieren, sei es
durch direkte Zuschüsse, Kredite oder Direkt-
investitionen oder indirekt durch Subventionie-
rung oder Besteuerung des Güterhandels. In der
früheren Sowjetunion war eine hohe Reallohn-
flexibilität durch regionale Spreizung der No-
minailöhne nicht in dem Maße gegeben, daß
Ausstattungsvorteile hätten kompensiert wer-
den können. So blieben Transferströme ein we-
sentliches Instrument zur Aufrechterhaltung
eines hohen Integrationsniveaus im Gütersek-
tor.
Budgettransfers
In der früheren Sowjetunion trugen alle Unions-
republiken aus ihren eigenen Budgets zur Fi-
nanzierung des Unionsbudgets bei und erhielten
gleichzeitig Zuweisungen aus dem Unionsbud-
get (Tabelle 2).
3 In diesen Transferströmen, die
einem horizontalen Finanzausgleich ähneln,
zeigen sich sehr deutliche Nettoempfängerposi-
tionen. Armenien und die fünf zentralasiati-
schen Staaten (Kasachstan, Usbekistan, Turk-
menistan, Tadschikistan und Kirgistan) erhiel-
ten zwischen 20 und 45 Prozentpunkten mehr
an Zahlungen (gemessen an ihren Budgetein-
nahmen), als sie zum Unionsbudget (gemessen
an ihren Budgetausgaben) beitrugen. Auch die
Ukraine profitierte vom Finanzausgleich, aller-
dings in geringem Maße. Lediglich die zwei
baltischen Staaten Litauen und Estland sowie
Weißrußland und Rußland fungierten als Netto-
zahler, wobei Rußland sowohl absolut als auch
relativ eindeutig die Spitzenposition einnahm.
Diese Verteilung spiegelt ziemlich genau die
erheblichen regionalen Disparitäten im Pro-
Kopf-Einkommen wider. Gemessen an heimi-
schen Preisen führten die baltischen Staaten die
Rangliste der Republiken nach dem Pro-Kopf-
Einkommen an, gefolgt von Rußland. Die zen-
tralasiatischen Staaten bildeten zusammen mit
den kaukasischen Staaten das Schlußlicht. Sie
lagen teilweise bis zu 40 vH unterhalb des Ein-
kommens der baltischen Staaten.
4
Tabelle 2 — Direkte Budgettransfers zwischen den Re-















































































Quelle: Orlowski (1992, Tabellen 1 und 2).
Der relative Umfang dieser Transfers wird
ersichtlich, wenn man Nettotransfers in Höhe
von 10 vH des Sozialprodukts für Usbekistan
beispielsweise mit der Bedeutung der ausge-
zahlten Entwicklungshilfe der OECD-Staaten
für Niedrigeinkommensländer gemessen an de-
ren Sozialprodukt vergleicht (etwa 9 vH). Trotz
dieses Transferausmaßes gelang es nicht, wach-
sende Einkommensdisparitäten innerhalb der
früheren UdSSR in den achtziger Jahren zu be-
reinigen. Zwischen 1980 und 1988 stiegen die
realen Pro-Kopf-Haushaltseinkommen in den
baltischen Staaten um bis zu 30 vH, während
sie in einigen zentralasiatischen und kaukasi-
schen Staaten sogar sanken (Orlowski, 1992,
S. 14). Als Motive für den Finanzausgleich
werden politische Ziele ebenso genannt (Ka-
sachstan als wichtiger strategischer Standort der
Raumfahrt und der Luftwaffe) wie das Bestre-
ben, demographischem Druck zu begegnen (ho-
he Bevölkerungswachstumsraten in zentral-asiatischen Staaten) oder Unternehmen in den
marktfernen Regionen zu subventionieren.
Indirekte Transfers
Indirekte Transferströme wurden durch den
Handel mit unterbewerteten Rohstoffen (insbe-
sondere Energieträger wie Öl und Gas aus Ruß-
land) und überteuerten Industriegütern, jeweils
gemessen am Weltmarktpreis, generiert. Netto-
importeure von Energieträgern waren mit Aus-
nahme der drei Produzentenländer, Rußland,
Turkmenistan und Aserbaidschan, alle ehemali-
gen Republiken. Sie erhielten indirekt dadurch
Subventionen, daß nach Schätzungen des stati-
stischen Zentralamts der UdSSR (Goskomstat)
der heimische Preis für Öl und Gas 1990 nur
37 vH des Weltmarktpreises betrug. Diese
Schätzungen, die natürlich durch die völlig ver-
zerrten Preisrelationen einschließlich des Ru-
belkurses erschwert werden, decken sich mit
den Berechnungen des Institute of International
Finance, denenzufolge der damalige Barrelpreis
bei 5-7 US$ lag, im Vergleich zu einem Welt-
marktpreis von 18 US$ (Institute of Inter-
national Finance, 1990). Subventionen erhielten
auch die Nettoexporteure überteuerter Industrie-
güter. Folgt man den Schätzungen von
Goskomstat, so betrugen die durchschnittlichen
Weltmarktpreise beispielsweise für Produkte
der Leichtindustrie nur ein Drittel der heimi-
schen Preise (Orlowski, 1993, Tabelle l).
5 Indi-
rekt besteuert wurden somit die Nettoimpor-
teure von Erzeugnissen außerhalb des Energie-
sektors und die Nettoexporteure von Energieträ-
gern. Je nach Gewicht der jeweiligen Produkt-
gruppen im Export- oder Importwarenkorb der
Republiken konnten gegenläufige oder sich ver-
stärkende Effekte auftreten.
Im Ergebnis wurde nur Rußland nach beiden
Kriterien netto besteuert: als Nettoexporteur
subventionierter Energieträger und als Nettoim-
porteur überteuerter Industriegüter (Tabelle 3).
Der Nettotransfer betrug immerhin 3,7 vH des
russischen Nettomaterialprodukts (NMP). Ne-
ben Rußland erscheint nur noch Turkmenistan
als Nettogeber, weil die turkmenischen Trans-
fers durch subventionierte Energieexporte bei
weitem nicht durch die Nehmerposition als Ex-
porteur überteuerter Industriegüter kompensiert
wurden. So blieb eine Nettogeberposition von
immerhin 10 vH des turkmenischen NMP.
Aserbaidschan befand sich in der gleichen Rol-
le wie Turkmenistan als Nettogeber bei Ener-
gieexporten und Nettonehmer bei den Industrie-
und Agrargüterexporten, jedoch überwog letzte-
res, so daß die Republik eine deutliche Neh-
merposition einnahm. Alle anderen Republiken
empfingen indirekte Transfers entweder da-
durch, daß sie sowohl Nettoexporteure von In-
dustrie- und Agrargütern als auch Nettoimpor-
teure von Energieträgern waren oder daß die
Nettoimporteurposition bei Energieträgern die
Verluste aufwog, die sie dadurch erlitten, daß
sie im Vergleich zum Weltmarkt überteuerte In-
dustriegüter importierten.
Tabelle 3 — Indirekte Transfers durch Preisverzerrungen





















































Quelle: Orlowski (1993, Tabellen 3 und 4).
Es ist plausibel, daß die Bedeutung der
Transfers gemessen am NMP für die Gruppe, in
der es keine gegenläufigen Effekte gab, höher
war. In diese Gruppe sind die baltischen Staa-
ten, die kaukasischen Staaten mit Ausnahme
Aserbaidschans, Moldawien sowie Tadschiki-
stan einzuordnen. Moldawien erhielt sogar
Transfers bis zu 24 vH seines NMP. Die Grup-
pe, in der die Gewinne der Nettoimporte bei
Energieträgern die Verluste der Nettoexporte
bei Industrie- und Agrargütern mehr als kom-pensierten, umfaßt die drei restlichen zentral-
asiatischen Staaten sowie die Ukraine. Zwar
blieb das relative Ausmaß der Transfers für
diese Republiken hinter den Transfers für dieje-
nigen Republiken zurück, die auch als Expor-
teure von Industriegütern von den Verzerrungen
profitierten, jedoch sind im Handel zwischen
Rußland und der Ukraine die mit Abstand größ-
ten Einzeltransferströme zu lokalisieren. Mehr
als 50 vH der russischen Nettoexporte im Öl-
und Gassektor flössen der Ukraine zu, der ins-
gesamt 19 vH aller subventionierten Handels-
ströme zukamen. Insgesamt brachte Rußland 89
vH aller geleisteten Transfers auf, während es
nur 14 vH der erhaltenen Transfers für sich ver-
buchen konnte.
Die hier angeführten indirekten Transfers
hatten eine vergleichsweise höhere Bedeutung
als die direkten Transfers. Dies galt nicht nur in
quantitativer Hinsicht, sondern auch in bezug
auf den Anpassungsbedarf nach Auflösung der
UdSSR. Sie signalisierten eine erhebliche Ver-
schiebung in den internen Terms of Trade zu-
gunsten der rohstoffreichen Republiken, insbe-
sondere Rußlands, und zu Lasten der Republi-
ken mit einem hohen Anteil von Fertigwarenin-
dustrien. Diese Verschiebung begann mit dem
Zeitpunkt, zu dem die heimischen relativen Gü-
terpreise den Weltmarktpreisrelationen ange-
nähert wurden. Damit wiederholte sich auf der
Ebene der fünfzehn Republiken, was sich auch
im kleineren Maßstab innerhalb der Russischen
Föderation vollzog: erhebliche Verbesserungen
der Terms of Trade der sibirischen rohstoffrei-
chen Gebietskörperschaften gegenüber den eu-
ropäischen Industriegürteln der russischen
Föderation (Langhammer, Sagers und Lücke,
1992).
III. Regionale und internationale Desintegration im Zuge des Zerfalls der
Sowjetunion
1. Die monetäre Desintegration
Der politische Zerfall der ehemaligen Sowjet-
union in 15 de jure unabhängige Staaten nach
1991 markiert den Ausgangspunkt real wirt-
schaftlicher und monetärer Desintegration, die
in diesem Tempo und Ausmaß in der Nach-
kriegsgeschichte (mit Ausnahme des ehemali-
gen Jugoslawiens) bislang nicht beobachtet
werden konnte. Die Desintegration hat viele
Ursachen, darunter in erster Linie den Zusam-
menbruch der Kommandowirtschaft in allen
Republiken und den weitgehend unbewältigten
Transformationsprozeß. Der mit diesem Prozeß
einhergehende Produktionseinbruch in allen
Staaten fand seinen Widerhall natürlich auch in
einem Abbau der zwischenstaatlichen Güterver-
flechtungen.
Beschleunigt wurde dieser Abbau jedoch
durch wirtschaftspolitische Weichenstellungen.
So wurde das System direkter Transfers aufge-
löst, und die indirekten Transfers wurden
schrittweise durch die allmähliche Angleichung
der heimischen Preise an die Weltmarktpreise
verringert. Dadurch gerieten die Nachfolge-
staaten außerhalb Rußlands unter erheblichen
Druck. Denn ihrer relativ unelastischen Import-
nachfrage nach russischen Energieträgern und
Kapitalgütern stand weder ein eigenes, von rus-
sischen Vorleistungen unabhängiges Angebot
entgegen, noch waren die Republiken in der La-
ge, die russischen Lieferungen durch Nettoex-
porterlöse aus dem Handel mit dem Rest der
Welt oder durch Kapitalimporte von dort zu fi-
nanzieren.
In der ersten Phase nach dem Übergang zur
sogenannten radikalen Wirtschaftsreform im Ja-
nuar 1992 hielt die russische Zentralbank den
Lieferverkehr aus Rußland zunächst noch auf-
recht, indem sie den Zentralbanken der unab-
hängig gewordenen Republiken die Möglich-
keit einräumte, einheimischen Betrieben auf
Rubel lautende Buchkredite zu gewähren. Kre-
ditbeschränkungen galten zunächst lediglich für
die baltischen Staaten, die die Mitgliedschaft in
der neu gegründeten Gemeinschaft Unabhängi-ger Staaten (GUS) verweigerten und das Ziel
anstrebten, aus dem Währungsverbund auszu-
scheiden. Versuche Rußlands, über eine Melde-
pflicht das Ausmaß der interrepublikanischen
Zahlungsströme zu registrieren, um den von
Rußland gesteuerten Bargeldumlauf von der
Emission der Buchkredit-Rubel in den anderen
Staaten zu trennen, schlugen fehl, weil die an-
deren Zentralbanken diese Kredite nicht anga-
ben. In der ersten Jahreshälfte erreichten die so-
genannten unfreiwilligen Kredite aus exzessiver
Kreditschöpfung einschließlich der Bargeldlie-
ferungen — die russische Notenbank versorgte
die GUS-Mitglieder weiterhin mit Barrubeln —
9 vH des russischen Nationaleinkommens
(Korowkin, 1994, Tabelle 4). Unter den unab-
hängig gewordenen Staaten war es vor allem
die Ukraine, die die Kreditgewährung stark aus-
weitete: Allein im Juni 1992 gewährte sie un-
terschiedlichen Quellen zufolge Kredite in Hö-
he von 500-700 Mrd. Rubel, um ukrainische
Unternehmen zu stützen.
Die zweite Phase der Desintegration — de
facto das Ende der einheitlichen Rubelzone —
setzte im Juli 1992 ein. In diesem Monat muß-
ten die Zentralbanken aller Nachfolgestaaten
ein obligatorisches Konto bei der russischen
Zentralbank einrichten. Ziel dieser Maßnahme
war es, der unkontrollierten Expansion der Ru-
belgeldmenge ein Ende zu setzen. Rubelzahlun-
gen der Republiken an russische Unternehmen
waren nur noch möglich, wenn die Zentralbank
des betreffenden Nachfolgestaats über ein aus-
reichendes Guthaben bei der russischen Zentral-
bank verfügte oder von ihr einen offiziellen
technischen Kredit eingeräumt bekam. Auf die-
se Weise konnte die russische Zentralbank die
exzessive Schaffung von Buchgeld-Rubeln in
den Nachbarstaaten zwar formal verhindern. Je-
doch geriet sie zunehmend unter den Druck der
russischen Unternehmen, die darauf drängten,
Kreditlinien auszudehnen, um den Zugang zu
den Beschaffungsmärkten in den Nachbarstaa-
ten und den Absatz von Gütern auf diesen
Märkten nicht einbrechen zu lassen. Während
beispielsweise für die zweite Jahreshälfte 1992
ein technisches Kreditvolumen von 215 Mrd.
Rubel vorgesehen war, erreichten die tatsächli-
chen Kredite die Höhe von 600 Mrd. Rubel.
Bei der Verteilung der Kredite auf die einzelnen
Republiken wurde Kasachstan mit einer zu-
nächst unbeschränkten Kreditlinie deutlich be-
günstigt, gefolgt von Weißrußland. Auch die
Ukraine wurde in diesen Gesamtkreditrahmen
einbezogen, obwohl das Land Ende 1992 offi-
ziell die Rubelzone verließ.
Die dritte Phase der Desintegration wurde
im Juli 1993 mit einer weiteren Verschärfung
der russischen Kreditpolitik eingeleitet. Die
Vergabe technischer Kredite durch die Zentral-
bank wurde eingestellt. Alte Kreditbestände
sollten in offizielle Auslandsschulden der Kre-
ditnehmer umgewandelt, neue Regierungskredi-
te auf Libor-Basis verzinst und auf Dollarbasis
umgerechnet werden. Diese Entscheidung führ-
te zusammen mit der gleichzeitigen Außerkraft-
setzung alter Bargeldbestände zum Ausschei-
den der meisten Nachfolgestaaten aus der Ru-
belzone. Zwischen Mai und November 1993
emittierten Aserbaidschan, Georgien, Kirgistan,
Litauen, Moldawien, Turkmenistan, Weißruß-
land, Kasakhstan und Usbekistan eigene Pa-
rallelwährungen (Kuponwährungen), die aller-
dings nur für inländische Transaktionen gültig
waren. Kirgistan ging einen eigenen Weg, in-
dem es versuchte, eine eigene Währung als aus-
schließliches Zahlungsmittel und Substitut für
den Rubel durchzusetzen. Die beiden baltischen
Staaten Estland und Lettland hatten die Rubel-
zone schon vorher — im Juni 1992 beziehungs-
weise im März 1993 — verlassen. Nur Arme-
nien und Tadschikistan unternahmen keinen
Versuch, sich monetär von Rußland abzukop-
peln.
Wie sehr die von Rußland forcierte Diszipli-
nierung der Kreditschöpfung und die allmähli-
che Einschränkung der indirekten Transfers die
Nachbarstaaten in die Krise trieben, zeigen
Schätzungen, nach denen Rußland noch 1992
Ressourcen in Höhe von etwa 22 vH seines
Einkommens an die in der GUS verbliebenen
Staaten transferierte. Diese Subventionen mach-
ten beispielsweise 69 vH des usbekischen Ein-
kommens, 67 vH des turkmenischen Einkom-
mens und immerhin noch 24 vH des ukraini-
schen Einkommens aus (Economist, 1993;
Havlik, 1994).Die Auflösung der Rubelzone führte nicht zu
mehr monetärer Stabilität in den nichtrussi-
schen GUS-Ländern. Der Grund für diesen
Fehlschlag währungspolitischer Autonomie lag
darin, daß die Einführung eigener Währungen
weder mit restriktiver Geld- und Kreditpolitik
noch mit einer überzeugenden realwirtschaftli-
chen Anpassung verknüpft wurde. Absatzmärk-
te in westlichen Industrieländern konnten nicht
erschlossen werden. Damit scheiterte auch der
Versuch, das gegenüber Rußland entstandene
Leistungsbilanzdefizit auf ein mittelfristig fi-
nanzierbares Maß zu reduzieren. Statt dessen
blieb die Geld- und Kreditpolitik in den nicht-
russischen GUS-Ländern noch laxer als in Ruß-
land. Dies zeigt die Tatsache, daß das Kreditvo-
lumen in der GUS zwischen Dezember 1992
und Ende November 1993 versechsfacht wurde
gegenüber „nur" einer Vervierfachung in Ruß-
land. Sporadische Versuche, Kreditrestriktionen
zu verschärfen, wurden mit einer erheblichen
Ausweitung der zwischenbetrieblichen Ver-
schuldung beantwortet. Das Inflationsniveau
stieg in den GUS-Staaten parallel zum Rück-
gang der Industrieproduktion. Im Ergebnis wies
Rußland 1993 mit einem Verbraucherpreisan-
stieg von etwa 900 vH die niedrigste Inflations-
rate unter allen GUS-Staaten auf. Den Gegen-
pol bildete die Ukraine mit einem Anstieg von
3 700 vH.
Jüngere Ansätze zu einer Renaissance der
Rubelzone, zunächst beschränkt auf wenige
Länder wie Rußland und Weißrußland, sind vor
dem Hintergrund dieser Entwicklung zu sehen.
Das Scheitern eigener währungspolitischer Ex-
perimente und der Mangel an wirtschaftspoliti-
schen Reformen nach der Verschärfung der rus-
sischen Kreditpolitik im Juli 1993 haben die
Annäherung an Rußland wieder attraktiver ge-
macht. Für Weißrußland geht es dabei vor
allem um den Zugang zu subventionierten
Energieträgern und zu subventionierten Kredi-
ten für die heimische Industrie auf Kosten Ruß-
lands. Diese Kosten wären nicht unerheblich,
wie einer Schätzung zu entnehmen ist, nach der
Rußland vor Mitte 1993 etwa 8-12 vH des
weißrussischen Einkommens in Form von Kre-
diten und weitere 10 vH durch subventionierte
Energieträger und Rohstoffe finanziert hat
(Finansovye Izvestija, 13.6.1994). Bei einer
Emission von Rubel, die gleichzeitig von bei-
den Zentralbanken, der weißrussischen und der
russischen, vorgenommen würde, und bei einer
günstigeren Umtauschrelation zwischen der
weißrussischen Kuponwährung und dem Rubel
als dem Marktkurs läge das Risiko eines Infla-
tionsimports eindeutig auf russischer Seite. Es
einzuschränken wäre aber auch allein Sache
Rußlands. Es kann angesichts der desolaten
wirtschaftlichen Situation Weißrußlands die
Bedingungen einer neuen Rubelzone ein-
schließlich des Preises für russische Energieträ-
ger weitgehend diktieren, ohne Weißrußlands
Interesse an der Währungsunion völlig abzu-
bauen (Institut für Weltwirtschaft et al., 1994,
S. 20-23). Für andere Interessenten aus der




Die realwirtschaftliche Desintegration ist das
Spiegelbild der monetären Desintegration. Pa-
rallel zur abnehmenden Bereitschaft Rußlands,
Exportlieferungen in andere GUS-Staaten zu
finanzieren und damit weitgehend wertlose For-
derungen zu halten, verfiel der Handel zwi-
schen den ehemaligen Republiken. Groben
Schätzungen zufolge sank das Handelsvolumen
zwischen 1991 und 1993 um 50 vH. Dieser
Rückgang vollzog sich allerdings nicht gleich-
mäßig für alle Sektoren und Republiken, son-
dern sehr differenziert. Diese Differenzierung
spiegelt zweierlei wider. Erstens wurden für so-
genannte essentielle Güter (z.B. Diesel, Trakto-
ren und Teer) Lieferabkommen auf bilateraler
staatlicher Ebene sowie zwischen Unternehmen
verschiedener GUS-Staaten geschlossen. Diese
Abkommen bieten eine Versicherung sowohl
gegen Zahlungsunfähigkeit, weil sie in die offi-
ziellen Kreditlinien einbezogen worden sind,
als auch gegen mögliche Handelshemmnisse.
Sie setzen dabei die Tradition der Mengenpla-
nung fort und kommen den Präferenzen der al-
ten Unternehmensmanager entgegen. Für die
Politiker bieten diese Abkommen die Möglich-10
keit staatlicher Kontrolle über die Verwendung
strategischer Güter, ebenfalls ein Relikt der
alten Kommandowirtschaft. Zweitens spiegelt
die Differenzierung die regionalen Präferenzen
der russischen Entscheidungsträger wider. Gün-
stige Kreditbedingungen gab es insbesondere
für den Handel mit Kasachstan, während
beispielsweise für den Handel mit der Ukraine
erheblich schärfere Konditionen galten.
Der Zusammenbruch des zentralen Berichts-
systems und der unzulängliche Ersatz durch die
GUS-Statistiken erlauben es nicht, einen detail-
lierten Nachweis über unterschiedliche sektora-
le und regionale Entwicklungen zu führen
(Illarionov, 1994, S. 81). Dokumentiert werden
in erster Linie die Erfüllungsquoten der bilate-
ralen Abkommen zwischen GUS-Staaten und
zwischen Unternehmen. Liefernetze zwischen
Unternehmen aus verschiedenen GUS-Staaten,
die nichtessentielle Güter umfassen, sind oft
durch Kompensationshandel, gegenseitige Kre-
ditgewährung oder Vorkasse abgedeckt und
entziehen sich weitgehend der Erfassung. Das
sehr unvollständige Bild bestätigt zunächst, daß
der Handel teilweise drastisch zurückging. Ta-
belle 4 verdeutlicht diesen Rückgang anhand
zweier Indikatoren: dem Anteil der Importe aus
GUS-Staaten am heimischen Konsum und dem
Anteil der Exporte in GUS-Staaten an der hei-
mischen Produktion.
Besonders bemerkenswert sind folgende
Punkte:
- Der Einbruch des Handels war für Ruß-
land nicht nur wegen des durchschnittlich
erheblich geringeren Anteils der Importe
an der Marktversorgung und der stärkeren
Orientierung auf den heimischen Markt
weniger gravierend als für die anderen Re-
publiken. Auch der Rückgang der Anteile
verlief in Rußland weniger dramatisch.
- Aus sektoraler Sicht war der Einbruch bei
Fertigwaren, beispielsweise Kraftfahrzeu-
gen und Maschinen, in allen Republiken
stärker als bei Zwischenprodukten oder
Rohstoffen. Dies ist verständlich, waren
doch Erzeugnisse mit hoher Fertigungs-
tiefe den Desintegrationstendenzen wegen
der Abhängigkeit von Zulieferungen aus
anderen Republiken besonders stark aus-
gesetzt.
- Aus regionaler Sicht konnte ein bevorzug-
ter Partner Rußlands wie Kasachstan auch
nach 1991 die Importanteile besser stabili-
sieren als andere Republiken.
6
Eine Zwischenbilanz zur Entwicklung des
Handels zwischen den Nachfolgestaaten in den
ersten drei Jahren der Transformation fällt ähn-
lich ernüchternd aus wie die zur monetären
Desintegration. Mit dem Abbau der von Ruß-
land maßgeblich getragenen Subventionierung
des ehemals zentral gelenkten Binnenhandels
brach auch der Handel zwischen den Nach-
folgestaaten ein oder wurde zum Spielball rus-
sischer Interessen an der Aufrechterhaltung der
alten Liefer- und Bezugsstrukturen. Einzig den
baltischen Staaten gelang es, durch die vollstän-
dige Abnabelung von der Rubelzone die Han-
delsbeziehungen mit den GUS-Staaten auf eine
markwirtschaftliche Basis zu stellen. Alle ande-
ren Staaten waren nicht in der Lage, ein Export-
angebot zu schaffen, das mit Importen aus
Drittländern oder der heimischen Produktion in
anderen Nachfolgestaaten hätten konkurrieren
können. Auch gelang es ihnen nicht, die Ab-
hängigkeit von russischen Energieträgern über
die durch den Produktionseinbruch bedingte
Mindernachfrage hinaus abzubauen. Die Pro-
duktion blieb insgesamt energieintensiv, um
nicht zu sagen energieverschwenderisch.11
Tabelle 4— Anteil der zwischenrepublikanischen Importe und Exporte an dem heimischen Verbrauch und der






























































































































































































































































































































































































































Quelle: Statisticeskij Komitet Sodnizestvo Nezavisimych Gosudarstv (1993).
3. Die GUS-Staaten im inter-
nationalen Güterhandel
Seit dem Zerfall der UdSSR und der Anerken-
nung der Nachfolgestaaten als eigenständigen
Handelspartner haben die wichtigsten Handels-
nationen damit begonnen, Volumen und Zu-
sammensetzung ihres Güteraustauschs mit den
einzelnen Nachfolgestaaten getrennt auszuwei-
sen. Damit sind GUS-Staaten „partner coun-
tries" im statistischen Sinne. Diese Behandlung
greift jedoch einem Zustand vor, der bis heute
nicht gegeben ist. Kein GUS-Staat verfügt über
ein kontrolliertes, nach außen abgrenzbares
Zollgebiet, da Güterströme innerhalb der GUS
noch weitgehend unregistriert und unkontrol-
liert fließen. Der Warenursprung kann daher
ebensowenig zufriedenstellend bestimmt wer-
den wie das Handelsvolumen einzelner Staaten.
Güter, die in mehreren Nachfolgestaaten produ-
ziert werden oder aus mehreren Staaten stam-
men können, werden daher bei Handelsmaß-
nahmen folgerichtig einheitlich behandelt, so
als gäbe es die ehemalige Sowjetunion noch.
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Darüber hinaus ist der Preisvektor, mit dem seit
1992 das Mengengerüst des Drittländerhandels
bewertet wird (US-Dollar nach laufenden
Wechselkursen), in keiner Weise mit den „valu-
ta"-Rubeln der Zeit vor 1992 vergleichbar.
Gleiches gilt für den völlig vom Markt losge-
lösten Rubelkurs für 1992.
Schätzungen des Handelsvolumens vor 1992
anhand von Marktwechselkursen sind daher al-
lenfalls tentative Orientierungshilfen und kein
Ersatz für fehlende Handelstatistiken. Schätzun-
gen, denenzufolge der russische Export außer-
halb der GUS wertmäßig (auf Dollarbasis) zwi-
schen 1985 und 1993 um etwa 25 vH sank,
während die Importe um mehr als 52 vH zu-
rückgingen (Illarionov, 1994, S. 82), sind ent-
sprechend mit Vorsicht zu behandeln. Hinter
dem wertmäßigen Exportrückgang steht ein
scharfer Rückgang des Exportvolumens, der
auch durch einen Preisanstieg auf Dollarbasis
nicht kompensiert werden konnte. Der erheb-
lich stärkere Einbruch der Importe spiegelt ei-
nen Finanzierungsengpaß wider, der sich in Ka-
pitalflucht, einer nicht vorhandenen Kreditwür-
digkeit auf den internationalen Kapitalmärkten
und erheblicher Zurückhaltung ausländischer
Direktinvestoren und öffentlicher Kapitalgeber
dokumentierte. Seit 1993 kommt hinzu, daß die
zentralisierte Subventionierung „essentieller"
Importe von der russischen Regierung abgebaut
wurde. Für die anderen GUS-Staaten sind der-
artige Schätzungen nicht verfügbar. Es ist je-
doch anzunehmen, daß die Entwicklung auf der
Importseite derjenigen Rußlands ähnelte, wäh-13
rend die Exportentwicklung als Folge nicht ver-
fügbarer Rohstoffe noch schlechter verlief.
Der Nettoeffekt der verschiedenen wirt-
schaftspolitischen Interventionen auf die Wett-
bewerbsfähigkeit heimischer Güter ist schwie-
rig abzuschätzen, weil verschiedentlich inkonsi-
stente und in ihrer Wirkung gegenläufige Maß-
nahmen ergriffen wurden. So wurde die Waren-
einfuhr durch den Abbau der Importsubventio-
nen einerseits gebremst, während sie anderer-
seits durch die nach Mitte 1993 zu beobachten-
de reale Aufwertung des Rubels gefördert wur-
de.
Aussagefähige Daten über die Veränderun-
gen der Regionalstruktur im Drittländerhandel
der GUS-Staaten sind ebenfalls lediglich für
Rußland verfügbar. Sie zeigen den erwarteten
Niedergang des Handels mit den ehemaligen
Mitgliedern des Rates für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (RGW) und den Versuch, die
Märkte der OECD-Länder zu erschließen. Auf
der Exportseite stieg der Anteil der OECD-Län-
der von 36 vH 1990 auf etwa 60 vH 1993
(Illarionov, 1994, Tabelle 3), während der
RGW-Anteil von 43 auf 17 vH sank. Noch stär-
ker ist der Bedeutungsschwund der RGW-Län-
der auf der Importseite Rußlands (von 44 vH
1990 auf 11 vH 1993). Getragen wurde dieser
Prozeß von der währungspolitischen Abkoppe-
lung der RGW-Länder, die zu einer erheblichen
Aufwertung ihrer Währungen gegenüber dem
Rubel führte. Eine Besonderheit ist die rasche
Entwicklung des russisch-chinesischen Han-
dels, die sich nicht allein mit dem Wachstum
des grenznahen Handels erklären läßt. Auf der
Importseite avancierte China zu einem
wichtigen Beschaffungsmarkt im Konsumgü-
terbereich, wodurch sich Chinas Anteil an den
russischen Importen von 1992 bis 1993 von
knapp 5 auf 15 vH verdreifachte (Illarionov,
1994, Tabelle 5). Noch wichtiger erscheint je-
doch die Entwicklung auf der russischen Ex-
portseite. Der Anteil Chinas und anderer rasch
wachsender asiatischer Länder an den russi-
schen Exporten nahm zu, während die vor 1990
dominierenden Absatzmärkte in Mittel- und
Osteuropa beträchtlich an Bedeutung verloren.
Auch in sektoraler Sicht weist der Handel mit
China Besonderheiten auf: Über 50 vH der
russischen Gesamtexporte nach China bilden
nach wie vor Industriegüter des Maschinen-
und Fahrzeugsektors, weil Teile der chinesi-
schen Wirtschaft (vermutlich vor allem die
staatlichen Unternehmen) weiterhin mit der
energieintensiven russischen Technologie pro-
duzieren und sich daher noch Absatzchancen
für russische Kapitalgüter bieten (Langhammer,
1993, S. 419-420).
Beim Handel mit OECD-Ländern hat die
Rohstofflastigkeit der russischen Exporte dage-
gen deutlich zugenommen. Die Sektoralstruktur
russischer Exporte zeigt, daß 1993 auf Nah-
rungsmittel, mineralische Rohstoffe, Metalle
und Edelsteine 75 vH der russischen Exporte
entfielen — 1990 waren es noch 60 vH.
8 Ange-
sichts dieser Strukturveränderungen und ähnli-
chen Entwicklungen in anderen GUS-Staaten
(sofern sie über Rohstoffe verfügen) ist es nicht
überraschend, daß sich die internationalen
Terms of Trade Rußlands in dieser Phase ver-
schlechtert haben. Alle Nachfolgestaaten dräng-
ten mit einem ähnlichen Angebot homogener
Produkte auf einen in der Rezession befindli-
chen Weltmarkt und trafen dort auf das Ange-
bot der anderen Rohstoffexporteure. Hausge-
machte Bestimmungsfaktoren dieses Struktur-
wandels waren der Zusammenbruch der heimi-
schen GUS-Nachfrage nach mineralischen Roh-
stoffen, vor allem des militärisch-industriellen
Komplexes, sowie der Produktionseinbruch des
Verarbeitenden Sektors, verursacht auch durch
die Desintegrationstendenzen im Handel zwi-
schen den ehemaligen Republiken. Infolge ei-
nes Exportpreisverfalls und einer nur geringen
Senkung der Importpreise verschlechterten sich
die Net Barter Terms of Trade um knapp 15 vH
im Jahr 1993 gegenüber dem Vorjahr. Negative
Auswirkungen auf die Importkapazität (Income
Terms of Trade) konnten dadurch gedämpft
werden, daß das Exportvolumen für wichtige
Devisenbringer wie Öl ausgeweitet wurde
(Illarionov, 1994, S. 94).
Was die anderen GUS-Staaten anlangt, so
wurde in einer auf Güterebene durchgeführten
Analyse ihrer Exportstruktur auf dem EU-
Markt gezeigt, daß vor allem die zentralasiati-
schen und kaukasischen Staaten ein jeweils sehr
ähnliches Exportangebot im Rohstoff- und roh-14
stoffnahen Bereich aufweisen und daher auf
Drittländermärkten miteinander konkurrieren
(Langhammer, 1993). Diese Hypothek wird
bislang zusätzlich durch Marktferne und eine
sehr geringe Anzahl exportfähiger Industriegü-
ter verstärkt. Zwar können alle GUS-Staaten
von Anreizen profitieren, die ihnen die OECD-
Länder durch Zollpräferenzen und Lohnverede-
lungsquoten für arbeitsintensive Güter einge-
räumt haben. Die Quoten sind aber zum einen
so gering, daß sie innerhalb kürzester Zeit aus-
geschöpft sind und eher als Renten für Impor-
teure denn als Anschubhilfen für Exportdiversi-
zierung anzusehen sind.
9 Zum anderen sind sie
an restriktive Bedingungen gebunden. Für die
GUS-Staaten kommt besonders erschwerend
hinzu, daß sie als (Noch-)Nicht-GATTAVTO-
Mitglieder bei Dumpingvorwürfen nicht den








In den vorangegangenen Abschnitten wurde ge-
zeigt, daß der Handel der Nachfolgestaaten
nicht nur untereinander, sondern auch mit Dritt-
ländern in den letzten Jahren stark zurückge-
gangen ist.
1
1 Dieses Bild steht in deutlichem
Kontrast zu der Entwicklung in den mitteleuro-
päischen Reformstaaten (Polen, Tschechien,
Slowakei, Ungarn), die nach dem Zusammen-
bruch des Handels mit den RGW-Mitgliedslän-
dern ihre Westexporte deutlich ausweiten konn-
ten. Dies gelang, obwohl sie bei wichtigen Pro-
duktgruppen wie Agrarerzeugnissen, Textilien
und Bekleidung sowie Stahl wegen der Anpas-
sungsprobleme der betroffenen Branchen in der
Europäischen Union auf erhebliche Marktzu-
gangsbarrieren stießen. Diese Beobachtung legt
die Vermutung nahe, daß interne (angebotssei-
tige) Faktoren für die Stagnation der Exporte
aus der GUS verantwortlich sind.
Durch den Zusammenbruch des RGW-Han-
dels und der Arbeitsteilung innerhalb der ehe-
maligen Sowjetunion müssen die dortigen Be-
triebe das Beschaffungswesen, die Produktion
und den Absatz grundsätzlich neu ausrichten.
Selbst bei denjenigen Aktivitäten, die lang-
fristig unter Weltmarktbedingungen rentabel
sind, erfordert eine solche Neuorientierung oft
erhebliche Investitionen insbesondere in mar-
ketingbezogenen Bereichen wie Produktdesign,
Qualitätskontrolle, Lieferpünktlichkeit, Suche
und Pflege von Absatzwegen, Aufbau eines
Kundendienstes. Auch spricht einiges dafür,
daß in der ehemaligen Sowjetunion, etwa bei
Konsumgütern, der Abstand zu den gängigen
Standards auf westlichen Märkten deuüich
größer war als in den heutigen mitteleuropäi-
schen Reformstaaten. Dementsprechend um-
fangreicher sind die erforderlichen Investitio-
nen.
Diese stellen für viele Betriebe jedoch eine
erhebliche Barriere dar. Erstens müssen sie gro-
ßenteils in konvertibler Währung aufgebracht
werden. Zweitens ist das allgemeine Investi-
tionsklima noch schlecht. So besteht in den
meisten Ländern erhebliche Unsicherheit über
die künftige Entwicklung der Wirtschaftsrefor-
men, insbesondere über Status und Durchsetz-
barkeit von Eigentumsrechten in den Betrieben.
Unter dieser Unsicherheit leiden vor allem auch
ausländische Direktinvestitionen. Gleichzeitig
erschweren hohe Inflationsraten Vorhersagen
über die Rentabilität langfristig angelegter In-
vestitionen. Daher werden Sachinvestitionen
fast durchweg nur getätigt, wenn dafür subven-
tionierte Kredite zur Verfügung stehen. Soweit
marktgerecht verzinste Kredite von einzelnen
neugegründeten Geschäftsbanken überhaupt an-
geboten werden, fließen sie bisher fast aus-
schließlich in Handelsgeschäfte mit erheblich
kürzeren Fristigkeiten.15
Drittens war die Rentabilität von Exportge-
schäften bisher großen Schwankungen unter-
worfen. Die Änderungen der nominalen Wech-
selkurse spiegelten — nicht zuletzt wegen der
wenig transparenten Devisenmarktinterventio-
nen einiger Zentralbanken — vielfach nicht die
Inflationsdifferenzen zu westlichen Staaten wi-
der. Der reale Wechselkurs gemessen an der
Kaufkraftparität schwankte im Zeitablauf dem-
entsprechend stark. Außerdem wurden Devisen-
marktregulierungen in der Form eines Zwangs-
umtauschs für einen Teil der Exporterlöse oder
in Form von Sondersteuern auf Exporterlöse
willkürlich eingeführt und nur teilweise wieder
abgeschafft.
Schließlich war die Bereitschaft der Betriebs-
leitungen zu risikoreichen Investitionen in das
Marketing bislang auch deshalb gering, weil sie
das Überleben der Betriebe infolge der man-
gelnden Durchsetzung von finanzieller Diszi-
plin (weiche Budgetbeschränkungen) oft auch
ohne eigene Anpassung an die veränderten
Rahmenbedingungen sicherstellen konnten.
Auch hier zeigt sich, daß die erforderliche
grundlegende Neuorientierung des Außenhan-
dels von einer Reformpolitik abhängt, die alle
drei interdependenten Ebenen der SystemtransY
formation — Strukturwandel, makroökonomi-
sche Stabilisierung und institutionellen Wandel
— einbezieht.
2. Beziehungen der Nachfolgestaaten
untereinander
Die politische Desintegration der Sowjetunion
hat den Handel zwischen den Nachfolgestaaten
erschwert. Trotzdem machen die verbliebenen
Warenströme vor allem für die kleineren Nach-
folgestaaten einen großen Teil des Außenhan-
dels aus und sind deshalb von erheblicher Be-
deutung für die wirtschaftliche Entwicklung in
diesen kleinen, offenen Volkswirtschaften.
Daran dürfte sich auch langfristig wenig än-
dern. Gravitätsmodelle des internationalen Han-
dels zeigen, daß die Intensität bilateraler Han-
delsbeziehungen zum einen von der ökonomi-
schen Distanz (den Transaktionskosten) und
zum anderen von der jeweiligen Marktgröße
abhängt. Unter diesen Gesichtspunkten wird
vor allem Rußland für die kleineren Nachfolge-
staaten ein wichtiger Handelspartner bleiben.
In der jüngsten Zeit sind einige zahlungs-
technische Hindernisse für den Intra-GUS-Han-
del beseitigt worden. Zwischenstaatliche Zah-
lungen können über Korrespondenzkonten bei
den sich rasch entwickelnden Geschäftsbanken
abgewickelt werden, und Devisenmärkte für die
neuen Währungen existieren zumindest im
Interbanken-Bereich. Die Anpassung der Preise
im Intra-GUS-Handel an den Weltmarkt ist
weit fortgeschritten, und es gilt grundsätzlich
als akzeptiert, daß die daraus resultierenden
Zahlungsverpflichtungen nur kurzfristig durch
Kreditaufnahme bei Rußland als dem größten
Nettoexporteur überbrückt werden können. Die
entsprechenden Kredite lauten mittlerweile auf
US-Dollar und werden mit dem Libor-Satz zu-
züglich eines Risiko-Aufschlags verzinst. Auch
in Ländern wie der Ukraine und Weißrußland,
die sich der notwendigen Strukturanpassung
bisher weitgehend verschlossen haben, kommt
in jüngster Zeit Bewegung in die wirtschaftspo-
litische Diskussion.
Weitgehend offen ist allerdings bisher das
Ausmaß der künftigen realwirtschaftlichen Inte-
gration auf dem Territorium der ehemaligen So-
wjetunion. Hier kommt es wesentlich darauf an,
mit welchen Regulierungen der gemeinschafts-
interne Handel mit Gütern und Dienstieistungen
sowie der Kapitalvefkehr und die Arbeitskräfte-
wanderungen künftig konfrontiert werden. Zur
Zeit bestehen hier erhebliche Unterschiede in
den jeweiligen bilateralen Beziehungen. Die
baltischen Staaten werden von den GUS-Mit-
gliedern als Ausland behandelt. Der Warenhan-
del mit ihnen unterliegt darüber hinaus zumin-
dest in Rußland und Weißrußland nicht dem
Meistbegünstigungszolltarif, sondern einem
doppelt so hohen Satz. Erheblich differierende
Preise für Energieträger auf dem russischen
Binnenmarkt und in den energieimportierenden
GUS-Staaten deuten darauf hin, daß selbst bei
Vorliegen formaler Freihandelsabkommen (wie
etwa seit Mai 1994 zwischen Rußland und
Weißrußland) erhebliche Hemmnisse für den
Handel bestehen. Derartige Preisverzerrungen
führen zu Verzerrungen in der Wettbewerbsfä-16
higkeit von Betrieben in den einzelnen GUS-
Mitgliedsländern. Erhebliche Hindernisse be-




Grundsätzlich können die Handelsbeziehun-
gen auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjet-
union auf der Grundlage der wechselseitigen
Meistbegünstigung im Rahmen des GATT oder
im Wege einer regionalen handelspolitischen
Integration ausgestaltet werden. Letztere kann
die Form einer Zollunion mit gemeinsamer
Handelspolitik oder einer Freihandelszone mit
unterschiedlichen nationalen Handelspolitiken
annehmen.
Bei einem Verzicht auf eine regionale Inte-
gration und bei Anwendung des Meistbegünsti-
gungsprinzips braucht ein Land seine Handels-
politik nicht im einzelnen mit den Partnern in
der Region abzustimmen. Damit ist der Frei-
handel zum einen für solche Nachfolgestaaten
attraktiv, deren Binnenmarkt groß genug ist,
um durch Schutz vor Importkonkurrenz einzel-
ne Wirtschaftsbereiche wirksam zu unterstüt-
zen. Darüber hinaus kommt diese Option aber
auch für solche Länder in Frage, die kurzfristig
eine weitgehende Liberalisierung ihres Außen-
handels unter Inkaufnahme des daraus resultie-
renden Strukturwandels anstreben.
Die Option für eine regionale handelspoliti-
sche Integration ist dann sinnvoll, wenn ein
Land einzelne Wirtschaftsbereiche gegen die
Konkurrenz aus dem „fernen Ausland" schüt-
zen will, ohne gleichzeitig die Arbeitsteilung
mit Betrieben auf dem Gebiet der ehemaligen
Sowjetunion zu gefährden. Außerdem können
besondere handelspolitische Vereinbarungen
möglicherweise den Marktzugang bei wichtigen
Partnerländern offenhalten, selbst wenn das ei-
gene Schutzinteresse nicht im Vordergrund
steht.
Die protektionistische Zielsetzung bei han-
delspolitischer Integration wirft die Frage auf,
wie unterschiedliche Interessen der Beteiligten
berücksichtigt werden können. Ein Schutz etwa
der Hersteller bestimmter Metallbearbeitungs-
maschinen kann für ein Mitgliedsland kontra-
produktiv wirken, das zwar keine eigene Pro-
duktion dieser Maschinen aufweist, aber für die
Wettbewerbsfähigkeit der eigenen Industrie auf
einen kostengünstigen Bezug solcher Maschi-
nen angewiesen ist. Eine Zollunion mit einheit-
lichem Außenzollsatz erfordert einen politi-
schen Mechanismus zu dessen Festlegung und
zur Verteilung der Zolleinnahmen. Die Schaf-
fung eines solchen Mechanismus wird bei den
Nachfolgestaaten durch die unterschiedliche
wirtschaftliche Größe erschwert: Bei Zugrunde-
legung etwa des BIP als Stimmrechtsschlüssel
hätten die kleineren Staaten kaum noch Ent-
scheidungskompetenzen. Als Vorteil einer Zoll-
union ist hingegen anzusehen, daß eine Zoll-
grenze zwischen den beteiligten Staaten mit
ihren negativen Folgen für den zwischenstaat-
lichen Verkehr entfällt. Auch werden Mitglie-
der, die unter einer rein nationalen Regelung
eine hohe Außenprotektion gewährt hätten,
durch andere Mitglieder diszipliniert und müs-
sen sich mit ihrer Protektion nach unten anpas-
sen. Dies wäre vor allem für kleinere Staaten
mit relativ hoher Außenhandelsquote wichtig.
Umgekehrt bedingt eine Freihandelszone mit
unterschiedlichen Außenzöllen der einzelnen
Mitglieder zwar keinen gemeinsamen Entschei-
dungsmechanismus über die Handelspolitik. Er-
forderlich ist aber eine Kontrolle des Warenver-
kehrs zwischen den Mitgliedsstaaten verbunden
mit Ursprungszeugnissen, um Umwegimporte
aus Drittländern über Mitgliedsstaaten mit
niedrigem Außenzoll auszuschließen. Deren
wirksame Kontrolle wäre unter den gegenwärti-
gen Bedingungen schwacher Institutionen des
Gesetzesvollzugs kostspielig.
Die Problematik der Umwegimporte in einer
Freihandelszone bleibt gering, wenn die natio-
nalen Außenzölle höchstens geringfügig von-
einander abweichen, so wie es etwa in der
EFTA der Fall ist. In diesem Sinn ist es sogar
denkbar, daß Rußland als weitaus größtes Mit-
gliedsland einer Freihandelszone seine Außen-
zölle eigenständig festsetzt und die übrigen
Staaten diese Zölle stillschweigend überneh-
men. Solange Rußland insgesamt niedrige Zoll-
sätze und keine ausgeprägte sektorale Streuung
aufweist, könnte so eine mit geringem admini-
strativen Aufwand umzusetzende Strategie aus-
sehen. Die derzeitigen Regelungen für den
weißrussisch-russischen Handel können in die-
sem Sinn gedeutet werden. Ein Beispiel für ein17
explizites Vorgehen nach diesem Muster bietet
die Handelspolitik der Türkei im Verhältnis zur
EU (Togan, 1994). In Ergänzung des bestehen-
den Freihandelsabkommens mit der EU paßt
die Türkei ihren Außenzoll vollständig dem der
EU an, ohne ihre handelspolitische Souveräni-
tät formal aufzugeben.
Im Bereich der zwischenstaatlichen Faktor-
bewegungen sind formale Beschränkungen
bisher schwach ausgeprägt. Arbeitskräftewan-
derungen dürften allerdings vielfach noch an
praktischen Hindernissen wie Wohnungsman-
gel scheitern. Rußland als wirtschaftlich stärk-
ster GUS-Mitgliedsstaat war in den letzten Jah-
ren mit einer erheblichen Zuwanderung von
russisch-stämmigen Flüchtlingen aus nichtsla-
wischen Nachfolgestaaten konfrontiert, die zum
großen Teil Anspruch auf staatliche Unterstüt-
zung hatten. Es bleibt abzuwarten, welche Aus-
wirkungen die für das nächste Jahr geplante
Verschärfung des russischen Staatsbürger-
schaftsrechts in dieser Hinsicht haben wird.
Über den nichtstaatlichen Kapitalverkehr
zwischen den GUS-Ländern gibt es wenig In-
formationen. Denkbar ist, daß Devisenkonten
bei russischen Banken in Moskau zunehmend
eine Alternative zur Kapitalausfuhr ins westli-
che Ausland darstellen. Bekanntgeworden sind
einzelne Direktinvestitionen von russischen Un-
ternehmen in den übrigen GUS-Staaten, im we-
sentlichen durch Debt-Equity-Swaps zum Aus-
gleich aufgelaufener Forderungen. Ein Beispiel
ist die Übernahme des weißrussischen Gaslei-
tungsnetzes durch den russischen Konzern
Gasprom.
3. Marktzugang in OECD-Ländern
Die ehemalige Sowjetunion war nicht Mitglied
des GATT und unterlag daher nicht dem Dis-
kriminierungsverbot. Erst gegen Ende des Kal-
ten Kriegs räumten ihr die westlichen Handels-
partner den Meistbegünstigungsstatus ein.
Trotzdem wurden Importe aus der Sowjetunion
auf westlichen Märkten weiterhin mit über-
durchschnittlich hohen Importzöllen und ande-
ren Hemmnissen belegt. Grund hierfür war
auch, daß die ehemalige Sowjetunion nicht in
den Genuß von Präferenzregelungen kam, wie
sie etwa die EU mit Entwicklungsländern (All-
gemeines Präferenz-System, Lom6 Konvention)
abgeschlossen hat. Der Handel mit der UdSSR
außerhalb des Rohstoffsektors litt auch unter
der Struktur des Meistbegünstigungszolltarifs
der EU, der mit zunehmendem Verarbeitungs-
grad steigende Zollsätze vorsieht (Kaminski,
Yeats, 1993). Importe von Fertigwaren aus der
UdSSR wurden so gegenüber Rohstoffen dis-
kriminiert.
Neben der Benachteiligung bei den Zollsät-
zen unterlagen Importe aus der Sowjetunion in
großem Umfang nichttarifären Handelshemm-
nissen. Dies war zum einen auf den Status der
Sowjetunion als Staatshandelsland zurückzu-
führen. Da ein marktwirtschaftliches Konkur-
renzsystem und eine Wettbewerbspolitik fehl-
ten, wurde die Gefahr von Dumping durch die
staatlichen Außenhandelsorganisationen beson-
ders hoch eingeschätzt. Zum anderen gab es
umfangreiche Handelsbeschränkungen auf bei-
den Seiten im Bereich militärisch sensibler
Güter. Nicht zuletzt durch westliche Export-
beschränkungen bei technologisch anspruchs-
vollen Produkten (etwa Datenverarbeitungsan-
lagen) wurde so eine wirtschaftlich effiziente
Integration der Sowjetunion in die internationa-
le Arbeitsteilung erschwert.
Im Jahr 1993 wurden die Mitglieder der
GUS zunächst vorläufig in das Allgemeine
(Zoll-)Präferenz-System der EU einbezogen.
Mit den baltischen Staaten wurden bilaterale
Freihandelsabkommen abgeschlossen, die für
gewerbliche Erzeugnisse eine vollständige und
im Agrarbereich eine partielle wechselseitige
Marktöffnung anstreben. Es ist vorgesehen,
diese Verträge langfristig in Assoziierungsab-
kommen (Europa-Abkommen) nach dem Vor-
bild der Abkommen mit Polen, Tschechien, der
Slowakei, Ungarn, Bulgarien und Rumänien
umzuwandeln. Mit den GUS-Mitgliedsländern
hingegen werden lediglich Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen vereinbart, die im we-
sentlichen den gegenwärtigen Stand der Zollpo-
litik mit Meistbegünstigungsstatus und Teilnah-
me am Allgemeinen Präferenz-System fest-
schreiben. Die Voraussetzungen für handelspo-
litische Maßnahmen wie Antidumpingverfahren18
werden den GATT-Regeln angenähert, die nach
dem geplanten GATT-Beitritt der einzelnen
Nachfolgestaaten ohnehin gelten werden.
Einerseits ist positiv zu bewerten, daß hier-
mit klare Regeln für den Marktzugang in der
EU, dem wichtigsten Absatzmarkt, geschaffen
werden. Andererseits bleiben aber nichttarifäre
Handelshemmnisse wie Antidumpingmaßnah-
men bestehen, die die Ausfuhr gerade derjeni-
gen Produktgruppen aus den Nachfolgestaaten
empfindlich behindern, die erste Exporterfolge
erzielt haben. Dazu zählen etwa Textilien,
Stahl, Buntmetalle und Chemikalien sowie
Dienstleistungsexporte im Bereich der Welt-
raumfahrt.
Vor diesem Hintergrund wird die von den
meisten Nachfolgestaaten angestrebte Mitglied-
schaft im GATT bzw. der neuen Welthandels-
organisation (WTO) nicht automatisch eine we-
sentliche Marktöffnung nach sich ziehen. Sie
dürfte aber erforderlich sein, um die Transpa-
renz der Handelspolitiken beider Seiten zu er-
höhen sowie die Einführung weiterer nichttari-
färer Beschränkungen an Minimalregeln zu bin-
den und damit zu erschweren. Voraussetzung
für einen raschen GATT- bzw. WTO-Beitritt
wird aber auch die Bereitschaft der Transforma-
tionsländer sein, verbindliche Vorgaben für das
Tempo der weiteren Privatisierung und für die
Beseitigung des noch bestehenden indirekten
staatlichen Einflusses vor allem im Handel fest-
zulegen. Schließlich bietet das GATT auch
einen wirksamen Ordnungsrahmen für die Han-
delspolitik der Nachfolgestaaten untereinander,
die bisher in manchen Fällen als politisches
Druckmittel dient. So würden die Regeln über
die Meistbegünstigung eine Revision der Zoll-
tarife von Rußland und Weißrußland gegenüber
den baltischen Staaten erfordern, die bisher
Zölle in doppelter Höhe des Meistbegünsti-
gungszolls vorsehen.
V. Szenarien für die weltwirtschaftliche Integration der Nachfolgestaaten
Die Abschätzung der künftigen Integration der
Nachfolgestaaten in die internationale Arbeits-
teilung geht von der gegenwärtigen Ausstattung
der einzelnen Länder mit Produktionsfaktoren
aus. Diese ist einesteils durch die Natur vorge-
geben (landwirtschaftlich nutzbarer Boden, Bo-
denschätze); andernteils ist sie das Ergebnis
früherer Investitionen in die Bildung von Sach-
und Humankapital. Der zeitliche Verlauf und
inhaltliche Beitrag zur weltwirtschaftlichen In-
tegration hängen davon ab, ob die vorhandenen
Produktionsfaktoren effizient genutzt und durch
Investitionen vermehrt werden. Hierfür wiede-
rum ist die Überwindung der in Kapitel IV ana-
lysierten Barrieren ausschlaggebend.
Die im folgenden diskutierten Szenarien
schließen sich gegenseitig nicht notwendiger-
weise aus und können je nach Ausgangsbedin-
gungen und dem Verlauf der Wirtschaftsreform
für einzelne Staaten relevant werden.
1. Natürliche Ressourcen
Die in der Vergangenheit in der Sowjetunion
und ihren Nachfolgestaaten künstlich niedrig
gehaltenen Preise für weltmarktgängige Roh-
stoffe sind in den letzten Jahren erheblich ge-
stiegen und dürften in absehbarer Zeit Welt-
marktniveau erreichen. Damit einher geht eine
Neuverteilung der Rohstoffrenten. Insbesondere
in Rußland dürften Rohstoffrenten nach der Er-
fahrung der letzten Jahre fortan stärker als zu-
vor den fördernden Betrieben sowie den Ge-
bietskörperschaften in den Förderregionen (ins-
besondere der Oblast-Ebene) zufallen. Benach-




erhebliche Beteiligung der Föderationsregie-
rung an der Ressourcenrente dürfte es bei der
desolaten Lage des russischen Staatshaushalts
unmöglich sein, ein soziales Netz für die vom19
wirtschaftlichen Strukturwandel besonders be-
troffenen Personengruppen vor allem in den
rohstoffarmen und industrialisierten Regionen
zu spannen. Dann allerdings könnte die aus
ökonomischer Sicht unumgängliche Erhöhung
der Rohstoffpreise auf erheblichen politischen
Widerstand stoßen.
Angesichts des erheblichen industriellen Po-
tentials in Rußland dürften mittelfristig der
Rohstoffgewinnung nach- oder vorgelagerte
Branchen gute Entwicklungschancen auf-
weisen. Dies gilt vor allem dann, wenn es sich
bei den Rohstoffen um Gewichtsverlustmaterial
handelt, wie etwa Eisenerz in der Stahlerzeu-
gung oder Holz in der Weiterverarbeitung.
Auch dort, wo Fördereinrichtungen auf örtliche
Bedingungen abgestimmt sein müssen, können
heimische Betriebe möglicherweise Marktni-
schen besetzen.
Die Nutzung natürlicher Ressourcen schließt
die Landwirtschaft ein. Zahlreiche Hinweise
sprechen für eine große Verschwendung beim
Faktoreinsatz und für erhebliche Mengeneinbu-
ßen durch mangelhafte Organisation von Ernte,
Weiterverarbeitung, Transport und Lagerung.
Die Privatisierung von landwirtschaftlicher
Nutzflächen und die Umwandlung der Koope-
rativen und Staatsbetriebe in landwirtschaftli-
che Dienstleistungszentren könnten Anreize für
ein effizienteres Verhalten schaffen. Die Ex-
portchancen der Landwirtschaft würden sich
wegen der Marktabschottungspolitik auf den
westlichen Märkten zwar in Grenzen halten.
Zumindest aber könnte die heimische Produk-
tion erfolgreicher mit Nahrungsmittelimporten
konkurrieren, die in den letzten Jahren einen
erheblichen Anteil an der Marktversorgung auf-
wiesen.
2. Hochtechnologiegüter
In der Vergangenheit wurden in den wirtschaft-
lich stärker entwickelten Sowjetrepubliken in-
nerhalb des militärisch-industriellen Komplexes
umfangreiche Investitionen in die Ausbildung
von Arbeitskräften und in Forschung und
Entwicklung getätigt. Dies wirft die Frage auf,
ob diese wissenschaftlich-technische Infrastruk-
tur auch unter marktwirtschaftlichen Bedingun-
gen überleben kann, da früher der Erfolg der
Forschungsanstrengungen nach technischen und
nicht nach ökonomischen Kriterien beurteilt
wurde:
Zum einen gibt es offenbar Forschungsgebie-
te, wo die entwickelten Produkte am Markt be-
stehen können und weitere Arbeiten wirtschaft-
lichen Erfolg versprechen, wie beispielsweise
auf dem Gebiet neuer Werkstoffe. Auch beim
Weltraumtransport (insbesondere bei dem kom-
merziell interessanten Verbringen von Satelli-
ten in Erdumlaufbahnen) und bei Waffensyste-
men (z.B. der MIG 29) haben ehemals sowje-
tische Produzenten mit Hilfe preisgünstiger An-
gebote Exportaufträge erhalten. Ihre Kostensi-
tuation dürfte neben niedrigen Lohnkosten
(auch für hochqualifizierte Arbeitskräfte) da-
durch geprägt sein, daß es für das eingesetzte
Kapital keine alternative Verwendung gibt und
daher Exporte auch bei niedrigen Deckungsbei-
trägen für die Fixkosten rentabel sind. Hier
dürfte es auch Ansatzpunkte für technologie-
orientierte Kooperationen mit westiichen Part-
nern geben, die neben Kapital auch Know-how
auf dem Gebiet des Forschungsmanagements
einbringen können.
Zum anderen könnten erworbene Qualifika-
tionen auf neuen Produktfeldern verwendbar
sein. Ausschlaggebend wäre hier nicht allein
die Existenz einer wissenschaftlich-technischen
Infrastruktur, sondern das relativ niedrige
Lohnniveau für hochqualifizierte Arbeitskräfte.
Als Vorbild können die Softwareexporte In-
diens dienen, die durch eine große Zahl von
Universitätsabsolventen im mathematisch-na-
turwissenschaftlich-technischen Bereich ermög-
licht werden. Angesichts, dieses Beispiels stellt
sich allerdings auch die Frage nach der Nach-
haltigkeit der Wettbewerbsfähigkeit im Hoch-
technologiesektor. Angesichts der gegenwärti-
gen desolaten Haushaltslage wird Rußland den
erreichten Standard in der naturwissenschaft-
lich-technischen Grundlagenforschung nur
schwer aufrechterhalten können. Damit besteht
die Gefahr, daß sich die Erfolgschancen im Be-




Angesichts des niedrigen Lohnniveaus bei rela-
tiv guter beruflicher Qualifikation (und damit
potentiell hoher Arbeitsproduktivität) ist die
Vermutung plausibel, daß viele ehemalige
Sowjetrepubliken (und ressourcenarme Regio-
nen innerhalb Rußlands) unter marktwirtschaft-
lichen Bedingungen arbeitsintensive Produkte
exportieren werden. Außerdem könnten die
Standortbedingungen auch für sachkapitalinten-
sive Sektoren mit relativ geringer Humankapi-
talintensität günstig sein, vorausgesetzt es be-
stehen entweder dauerhaft funktionsfähige Alt-
anlagen oder das Investitionsklima, insbeson-
dere für ausländische Direktinvestitionen, wird
noch nachhaltig verbessert. Anderenfalls wären
bei Neuinvestitionen in sachkapitalintensive
Produktionen die Kapitalkosten wegen der noch
bestehenden vielfältigen Unsicherheiten zu
hoch.
Diese Vermutung wird zum einen durch die
Exportstruktur der meisten Nachfolgestaaten
erhärtet. Soweit dort Industriegüter eine Rolle
spielen, handelt es sich etwa um standardisierte
Erzeugnisse der Metallurgie und um Basische-
mikalien, die technologisch wenig anspruchs-
voll sind, mit dem vorhandenen Maschinenpark
erzeugt werden können und einen hohen Ar-
beitskräftebesatz aufweisen. Zum anderen stei-
gen in einigen Nachfolgestaaten seit 1993 Ex-
porte unter dem Zollregime der Lohnveredlung
stark an, so z.B. Bekleidung aus der Ukraine.
Dabei handelt es sich um arbeitsintensive Ferti-
gungsprozesse, die allerdings nur in Niedrig-
lohnländer ausgelagert werden können, wenn
dort bestimmte Mindestvoraussetzungen hin-
sichtlich technischer Kompetenz der Betriebe,
Qualitätskontrolle, Kommunikations- und
Transportinfrastruktur u.a. erfüllt sind. Da
Lohnfertigungen selbst unter den gegenwärti-
gen schwierigen Bedingungen in Gang kom-
men, ist bei weiter fortschreitender Wirtschafts-
transformation mit einer Expansion zu rechnen.
VI. Schlußfolgerungen
Vor dem Reformprozeß hatte sich die So-
wjetunion weitgehend vom Weltmarkt ein-
schließlich der übrigen Mitgliedsländer des Ra-
tes für gegenseitige Wirtschaftshilfe abgekop-
pelt. Gleichzeitig gab es ein eng geknüpftes
Netz interregionaler Lieferverflechtungen über
die Grenzen der Republiken hinweg. Die inter-
regionalen Unterschiede in der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit wurden mittels umfangrei-
cher direkter und indirekter Transfers ausge-
glichen, vor allem durch den Export unterbe-
werteter Rohstoffe aus Rußland in die meisten
übrigen Republiken.
Mit der politischen Desintegration traten
Eigeninteressen der ehemaligen Sowjetrepubli-
ken in den Vordergrund. Die direkten Transfers
aus dem Staatshaushalt der Union an die Bud-
gets der Republiken entfielen sofort. Die Netto-
importe der meisten Nachfolgestaaten aus Ruß-
land wurden in begrenztem Maße noch durch
Kredite, nicht aber durch unentgeltliche Über-
tragungen finanziert. Gleichzeitig offenbarte die
Anpassung der Preise im zwischenstaatlichen
Handel an das Weltmarktniveau das Ausmaß
der bisherigen Subventionen durch verzerrte
Preisrelationen. Die dramatisch anwachsenden
Zahlungsprobleme führten zur Bilateralisierung
der Handelsbeziehungen zwischen den Nachfol-
gestaaten und zu einem Rückgang des Import-
volumens. Bei ausbleibenden Vorlieferungen
sanken auch Produktion und Export. Verschärft
wurde der Rückgang des Handels noch durch
den Zerfall des Währungssystems. Die neuge-
schaffenen nationalen Währungen waren über-
wiegend noch weniger stabil als der Rubel.
Dies lag vor allem daran, daß die Regierungen
der meisten Nachfolgestaaten steigende staatli-
che Subventionen an die Betriebe vergaben und
über die Notenpresse finanzierten.
Die monetäre und realwirtschaftliche Des-
integration kommt allmählich zum Stillstand.
Zwischenstaatliche Zahlungen können mittler-21
weile über Geschäftsbanken abgewickelt wer-
den, und die nationalen Währungen der Nach-
folgestaaten werden zumindest auf Interbanken-
märkten gehandelt. Die bilateralen Handelsab-
kommen zwischen den meisten Nachfolgestaa-
ten, die zunächst einen großen Teil des Handels
vor allem im Grundstoffbereich erfaßten, ver-
lieren langsam an Bedeutung. Ein wachsender
Teil der Handelsbeziehungen wird in alleiniger
Verantwortung der beteiligten Betriebe abge-
wickelt.
Die weitere Entwicklung der zwischenstaatli-
chen Wirtschaftsbeziehungen und die Reinte-
gration der Nachfolgestaaten in die Weltwirt-
schaft hängen vor allem vom Fortgang der
Wirtschaftsreformen in den einzelnen Ländern
ab. Der wirtschaftliche Strukturwandel erfordert
umfangreiche Investitionen, um weltmarktfähi-
ge Produkte anbieten zu können. Angesichts
sehr hoher Inflationsraten, unsicherer Eigen-
tumsrechte und mangelnder Durchsetzung von
finanzieller Disziplin bei den Betrieben ist das
Investitionsklima vor allem außerhalb des eng
begrenzten Bereichs der Rohstoffförderung
noch schlecht. „Private" Eigentums- und Verfü-
gungsrechte im Bereich der Schattenwirtschaft
und organisierten Kriminalität sind kein ad-
äquater Ersatz für Rechtssicherheit und die Of-
fenhaltung des Marktzugangs durch den Staat.
Obwohl die Bedeutung der Wirtschaftsbezie-
hungen mit Drittländern im Verlauf eines er-
folgreichen Transformationsprozesses zuneh-
men wird, werden die Beziehungen der Nach-
folgestaaten untereinander wegen der traditio-
nellen Lieferverflechtungen, der geographi-
schen Nähe, der Transportabhängigkeit (Tran-
sithandel) und ähnlichen Nachfragestrukturen
einen großen Stellenwert behalten. Hier wird es
darauf ankommen, durch die Wahl einer geeig-
neten Handelspolitik sowohl den Marktzugang
untereinander aufrechtzuerhalten als auch eine
weitere Abschottung im Verhältnis zu Drittlän-
dern zu vermeiden. Viel wird davon abhängen,
wie Rußland seine Führungsrolle im Verhältnis
zu den übrigen Nachfolgestaaten definiert. Die
jüngsten Versuche, die Beteiligung internatio-
naler Ölkonzerne an der Ölförderung in Aser-
baidschan zugunsten russischer Unternehmen
zurückzudrängen, sind nicht geeignet, die tradi-
tionelle Abkoppelung vom Weltmarkt aufzu-
lockern oder das Vertrauen ausländischer Inve-
storen in den Reformwillen Rußlands zu stär-
ken.
Schließlich muß die Bereitschaft westlicher
Staaten, den Reformprozeß in der ehemaligen
Sowjetunion wirksam zu unterstützen, daran
gemessen werden, ob sie die bisher bestehen-
den Marktzugangsschranken für Exporte der
Nachfolgestaaten aufheben. Zwar werden diese
Staaten je nach Ausgangsbedingungen und dem
Verlauf ihrer Wirtschaftsreformen unterschied-
liche Spezialisierungsmuster in der internatio-
nalen Arbeitsteilung entwickeln. In jedem Fall
bedeutet aber die Integration eines bisher abge-
schotteten Wirtschaftsraumes in die Weltwirt-
schaft auch zusätzlichen Anpassungsbedarf in
OECD-Staaten. Nur wenn der Anpassungsbe-
darf bewältigt und nicht durch Protektion abge-
wehrt wird, werden die Nachfolgestaaten dem
Vorbild der mittel- und osteuropäischen Länder
folgen können.22
Anmerkungen
1 Vor 1991 existierten keine offiziellen Statistiken über den Außenhandel der einzelnen Republiken, die ja keine
selbständigen Zollterritorien waren.
^ Ein Teil der engen Vernetzung dürfte aber auch von politökonomischen Faktoren bestimmt worden sein. So wird
vermutet, daß eine Vielzahl branchenbezogener Ministerien um Ressourcen und Kompetenzen konkurrierten und sich
voneinander abschotteten. Dies hatte zur Folge, daß zwischenrepublikanische Lieferbeziehungen im Machtbereich
eines Ministeriums gegenüber innerrepublikanischen Beziehungen bevorzugt wurden, die in die Kompetenz zwischen
verschiedenen Ministerien geteilt worden wären (IMF, OECD, World Bank, 1991, S. 191).
J Hinzu kam, daß die Republiken durch direkt an das Unionsbudget fließende Steuern unterschiedlich stark belastet
wurden und von den Ausgaben der Union in unterschiedlichem Maße profitierten.
4 An dieser Stelle muß jedoch bereits auf systematische Verzerrungen dieser Proportionen hingewiesen werden. So wa-
ren die in den baltischen Staaten relativ stark vertretenen Produkte der Fertigwarenindustrie gemessen an Weltmarkt-
preisen überbewertet und die in den asiatischen Staaten dominierenden rohstofmahen Produkte unterbewertet. In inter-
nationalen Preisen dürften daher regionale Disparitäten im Pro-Kopf-Einkommen geringer gewesen sein. Diese Aus-
sage bezieht sich allerdings nur auf die Güterpreise und den physischen Kapitalstock. Natürliche Nachteile der zentral-
asiatischen Staaten (Marktferne) und die erheblich bessere Humankapitalausstattung der baltischen Staaten dürften
auch zukünftig ähnliche Pro-Kopf-Einkommensunterschiede wie vor dem Zerfall der Sowjetunion begründen.
-* Preisverzerrungen für Industriegüter differieren zwischen Leicht-, Schwer- und Nahrungsmittelindustrien. In Einzel-
fällen wurden sogar niedrigere heimische Preis als Weltmarktpreise geschätzt (so für Produkte der Maschinenbau-
industrie).
° Wie bereits oben erwähnt, besaßen zwischenstaatliche Lieferabkommen eine besondere Bedeutung für die Stabilisie-
rung des Intra-GUS-Handels. Einbrüche im Handel reflektieren in besonderem Maße die Tatsache, daß die Abkom-
men von russischer Seite mit Ausnahme von Erdgaslieferungen nur in sehr wenigen Fällen erfüllt wurden (Finansovye
Izvestija, 15.-21.5.1993, S. II). Höhere Erfüllungsquoten zeigen sich im Durchschnitt indessen bei den zwischen
Unternehmen abgeschlossenen Verträgen. Im ersten Halbjahr 1993 sanken die Erfüllungsquoten der zwischenstaat-
lichen Abkommen allerdings auch im Falle der russischen Erdgaslieferungen bis auf die Hälfte (Langhammer, 1994,
Appendix Tabelle 2).
' Die 1993 verhängte einheitliche Quote der EU auf Aluminiumeinfuhren aus dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion
ist ein Beispiel für die Fiktion von der Einheitlichkeit des alten Zollgebiets.
° Diese Entwicklung hat eine bedeutende verteilungspolitische Komponente. Der Transformationsprozeß brachte eine
Umkehr der Preisrelationen zwischen Rohstoffen und Industriegütern zugunsten der Rohstoffe. Dies bedeutete einen
erheblichen Terms-of-Trade-Gewinn der rohstoffreichen Gebietskörperschaften der russischen Föderation gegenüber
den Industriezentren im europäischen Teil Rußlands, eine Stärkung ihrer Besteuerungsbasis und damit auch ihrer
Autonomiebestrebungen. Vgl. dazu detailliert Langhammer, Sagers und Lücke (1992) sowie Lücke (1993).
" Das Textilabkommen zwischen der EU und der Ukraine vom Mai 1993 beispielsweise ließ Importe für sensible Güter
nur in Höhe von ca. 9 000 t zu. In den meisten Fällen wurden die Kontingente innerhalb von wenigen Wochen
ausgeschöpft.
1" Gegen die Ukraine wurden bei Produkten wie Ferrolegierungen, Düngemitteln und Rohstoffen für Schleifmittel im
Rahmen von Antidumpingverfahren Zölle bis zu 75 vH erhoben.
1
1 Eine Ausnahme bildete die Ausfuhr von rohstoffintensiven Produkten in die OECD-Länder. Sie hat sich mengenmäßig
behauptet, allerdings schwankte der Wert mit den Rohstoffpreisen.
^ So dürfen in der Luftfracht russische Waren von Rußland aus nur mit russischen Flugzeugen befördert werden. Diese
Vorschrift verhindert u.a. den Ausbau des Flughafens Minsk 2 zu einem Luftfrachtverteilzentrum durch die
weißrussische Fluggesellschaft Belavia.
^ Mittelfristig wird diese Entwicklung rohstoffsparenden technischen Fortschritt begünstigen und ausländischen
Anbietern derartiger Technologien Marktchancen eröffnen.23
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